
ständen auch bei den Volksvertretungen ausgewertet 
werden müssen, wobei die Beschlußfassung konkreter 
Maßnahmen zur Einhaltung der Gesetzlichkeit bei den 
Räten anzuregen und herbeizuführen ist. Diese Ar­
beitsmethode hat auf den als Schwerpunkt erkannten 
Gebieten, wie sozialistischer Sektor der Landwirt­
schaft, Baustoffindustrie, Jugendförderung, gewisse 
Erfolge hinsichtlich einer besseren und konsequen­
teren Einhaltung unserer Gesetze erzielt; die juristi­
sche Kontrolle in Form der Allgemeinen Aufsicht des 
Staatsanwalts konnte einen Beitrag zur Stärkung der 
Autorität der staatlichen Machtorgane und zur Ver­
besserung der Arbeit unseres Staatsapparats leisten. 
Gleichzeitig wurde gezeigt, wie sehr sich der Staats­
apparat der Sorgen und Nöte der Werktätigen an­
nimmt.

Allerdings gelang es auch auf diesem Gebiet staats- 
anwaltschaftlicher Arbeit nicht, alle Fehler und alle 
Schwächen auf einen Schlag zu überwinden; immer 
noch gibt es hier und da Staatsanwälte, die den 
’Räten der Kreise und Bezirke, nachdem sie ihnen 
Ungesetzlichkeiten aufgezeigt haben und diese sich 
bemühten, sie abzustellen, noch formal Hinweise und 
Einsprüche ins Haus senden, weniger, um diesen Or­
ganen zu helfen, als um in der Statistik bei der über­
geordneten Staatsanwaltschaft durch Zahlen zu glän­
zen. Es kommt aber nicht auf die Zahl der vom Staats­
anwalt eingelegten Einsprüche oder gegebenen Hin­
weise an, sondern darauf, daß erkannte Gesetzesver­
letzungen abgestellt werden und sich nicht mehr 
wiederholen. Von der jeweiligen konkreten Situation 
im Kreis, Bezirk oder in der Gemeinde hängt es 
schließlich ab, welches das geeignetste und wirksamste 
Mittel zur Erreichung dieses Zieles ist. Auch passiert 
es leider noch, daß an die Räte ohne vorherige gründ­
liche Prüfung der Beschwerden schriftliche Hinweise 
geschickt werden, die, da der Staatsanwalt die Sach­
aufklärung vernachlässigte, unbegründet sind. Eine 
solche bürokratische Arbeitsweise hilft naturgemäß 
nicht, sondern sie schadet nur. Diese Fehler werden 
sich im Laufe der Zeit durch eine qualifizierte Instruk­
teurtätigkeit der Obersten Staatsanwaltschaft und 
der Staatsanwälte der Bezirke und durch Inspektionen 
und Kontrollen überwinden lassen. Hierfür wird sich 
neben sog. Tiefenprüfungen auch die Durchführung 
von Prüfungen zu einzelnen Problemen weiterhin als 
ein wirksames Mittel erweisen. Große Hilfe bedeutet 
bereits die Einführung sog. dezentraler Dienstbespre­
chungen, auf denen einige Kreisstaatsanwälte struk­
turell gleicher oder ähnlicher Kreise ihre Fragen 
beraten und dadurch die Probleme vielseitiger erörtert 
und erläutert werden können, als wenn alle Kreis­
staatsanwälte eines Bezirks gleichzeitig tagen.

Die Staatsanwälte der Deutschen Demokratischen 
Republik können daher angesichts der Beschlüsse des
33. Plenums von einer festen Grundlage aus, die sie 
sich insbesondere nach dem 30. Plenum erarbeitet 
haben, an die Mitarbeit bei der Verwirklichung des 
großen Aktionsprogramms der Sozialistischen Ein­
heitspartei Deutschlands bis 1960 herangehen. Die 
Staatsanwälte und Strafrichter werden vor allem 
Agenten, die, wie Walter Ulbricht feststellte, nichts 
mit unserer Gesellschaft zu tun haben, die gekaufte 
Subjekte der Imperialisten sind, hart anpacken und 
bestrafen. Wer Verbrechen gegen den Staat und die 
Tätigkeit seiner Organe begeht, wird unnachsichtig 
zur Verantwortung gezogen werden. Das gilt für den 
Staatsverrat, wie Walter Ulbricht feststellte, das gilt 
für Spionage, für die Vermittlung von Forschungs­
ergebnissen und für Übergabe von Nachrichten an 
feindliche Agenturen durch solche Agenten oder ihre 
Verbindungsleute. Das gilt für jene Verbrecher, die 
Menschen zur Republikflucht verleiten. Dabei wird es 
die Aufgabe der Staatsanwälte sein, im Lichte der 
Erkenntnisse des 33. Plenums auf ein gleichmäßige­
res, nicht mehr nur kampagnemäßiges Handeln hin­
zusteuern. Wir meinen damit, daß es nicht richtig ist, 
daß seit 1953 z. B. zahlreiche Staatsanwälte die Zu­
sammenarbeit mit den Organen der Steuerfahndung 
eingestellt haben und es bei uns kaum noch Prozesse 
wegen Steuerhinterziehung gibt, obwohl bekannt ist, 
daß nicht gerade selten Menschen ihren steuerlichen

Verpflichtungen dem Staat gegenüber nicht nachkom- 
men. Wir meinen damit weiterhin, daß es ein ernster 
Fehler gewesen ist, solche Bürger unserer Republik, 
die andere zur Republikflucht verleitet haben, nicht 
zu verfolgen und anzuklagen, nachdem 1955/56 viel­
leicht einige Anklagen erhoben worden sind, die hät­
ten unterbleiben können. Dieser Frage im letzten Jahr 
fast keine Beachtung zu schenken und sie gar zu 
bagatellisieren2, war falsch und schädlich angesichts 
des Umstandes, daß das westdeutsche Monopolkapital 
die Abwerbung von Bürgern der DDR zu einer Haupt­
methode seiner aggressiven NATO-Agenturen entwik- 
kelt hat.

Die Staatsanwälte werden gleichmäßiger und kon­
tinuierlicher gewissen Fragen Beachtung zu schenken 
haben und nicht kampagnemäßig sich auf die eine 
oder andere Erscheinungsform des Verbrechens stür­
zen dürfen. Neben der erreichten besseren Differen­
zierung wird eine solche Arbeitsmethode wesentlich 
dazu beitragen, das Ansehen unseres Staates und der 
Justiz bei den Werktätigen zu heben und zu festigen, 
und die Hilfe der Werktätigen bei der Bekämpfung 
bestimmter Verbrechen wird spürbarer und aktiver 
werden.

Aus dem großen Aktionsprogramm der Sozialisti­
schen Einheitspartei Deutschlands erwachsen der 
Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokratischen Re­
publik u. a. folgende Aufgaben:

Die Staatsanwälte werden das Strafrechtsergän­
zungsgesetz schnell und umfassend zu studieren und 
sich anzueignen haben. Sie werden es in breitem Um­
fang zu erläutern, zu erklären und zu popularisieren 
haben, um die Wachsamkeit unserer Werktätigen zu 
erhöhen, um ihnen zu zeigen, wie die Justiz bestrebt 
ist, unsere Errungenschaften, den sozialistischen Auf­
bau zu sichern und zu festigen, und wie sie gleich­
zeitig bemüht ist, all denen, die einmal gestrauchelt 
sind, zu helfen, den richtigen Weg in die Gesellschaft 
zurückzufinden. Aneignung des Strafrechtsergänzungs­
gesetzes, das ja mehr als eine schlichte Novelle zum 
Strafgesetzbuch vom 1871 ist, das in Wirklichkeit 
die erste große und nach sozialistischen Gesichtspunk­
ten erfolgte Neukodifizierung wichtiger Teile des 
Strafgesetzbuches darstellt, heißt auch ständige Beob­
achtung der sich entwickelnden Praxis, die sich aus 
der Anwendung dieses Gesetzes ergibt, heißt nicht 
nur statistische Erfassung ihres Umfangs, sondern 
Analyse gewisser Erscheinungen und Arbeitsergeb­
nisse auf allen Ebenen der Staatsanwaltschaft. Das 
Gesetz wird ohne Frage eine große Hilfe für die 
Staatsanwälte in ihrem Kampf gegen das Verbrechen 
sein.

Es wäre aber ein großer Irrtum anzunehmen, daß 
diese Hilfe mit der Verabschiedung des Gesetzes durch 
die Volkskammer sich von allein einstellt. Es bedarf 
vielmehr großer organisatorischer Anstrengungen, um 
dem Gesetz im Sinne des Gesetzgebers, im Sinne der 
Erläuterungen von Walter Ulbricht auf der 33. Tagung 
des Zentralkomitees in vollem Umfang zum Leben zu 
verhelfen. Nichts wäre falscher, als das Gesetz sche­
matisch anzuwenden und z. B. anzunehmen, daß, 
wenn 1956 81 Prozent aller verhängten Strafen unter 
1 Jahr lagen, es angebracht wäre, auch nun in diesem 
ganzen Umfang hier nicht mehr zu bestrafen, sondern 
die Erziehungsmittel des neuen Strafensystems, näm­
lich den öffentlichen Tadel oder die bedingte Verur­
teilung, anzuwenden. Ich führe dieses Beispiel des­
halb an, weil bei einigen Kreisgerichten und Staats­
anwaltschaften bereits bei der Vorwegnahme der be­
dingten Verurteilung durch eine entsprechende An­
wendung der bedingten Strafaussetzung (§ 346 StPO) 
solche Tendenzen der Maßlosigkeit und Prinzipien­
losigkeit sich bemerkbar machten3.

Die Staatsanwälte werden daher ihre Zusammen­
arbeit mit den Gerichten und Justizverwaltungen bei 
der Anwendung dieses Gesetzes und darüber hinaus 
überhaupt bewußter und enger gestalten müssen. Nicht 
alle Ansätze zu einer solchen engen kameradschaftlichen,

2 vgl. Urteil des OG vom 2. November 1956 in NJ 1956 S. 766.
s vgl. Kern in NJ 1957 S. 726.
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